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Das Bundeskartellamt prüft derzeit das Vorhaben der Edeka-Gruppe, bis zu 72 Real-Standorte von der SCP Retail S.àr.l. zu

erwerben. Nach vorläufiger Einschätzung hat die Behörde wettbewerbliche Bedenken bei 28 von diesen Standorten. Zum

einen sieht es auf der Absatzseite eine drohende erhebliche Behinderung des wirksamen Wettbewerbs durch den Zuer-

werb der dortigen Real-Standorte durch die Edeka-Gruppe. Zum anderen hat das Bundeskartellamt nach vorläufiger An-

sicht mit Blick auf die vertikale Beziehung zu Lieferanten und das horizontale Verhältnis zu Wettbewerbern im Lebensmit-

teleinzelhandel ebenfalls wettbewerbliche Bedenken gegen das Vorhaben. Eine besondere Bedeutung komme hier der

Stellung von mittelständischen Händlern und ihrer Beteiligung an der Veräußerung der Real Standorte zu (s. PM BKartA

vom 10.2.2021). Das Bundeskartellamt ist in Gesprächen mit Edeka und SCP über mögliche Zusagen zur Lösung der Wett-

bewerbsprobleme. Auf der Beschaffungsseite bietet SCP insofern an, einen Teil der Real-Standorte an mittelständische

LEH-Unternehmen zu veräußern. Die gesetzlich vorgesehene Frist für Hauptprüfverfahren in der Fusionskontrolle ist mit

dem Inkrafttreten der 10. GWB-Novelle am 19.1.2021 von bislang vier auf fünf Monate angepasst worden. Damit hat sich

die Frist für eine abschließende Entscheidung (bislang 22.2.2021) auf den 22.3.2021 verlängert (allgemein zur Fusionskon-

trolle auch Kahlenberg/Rahlmeyer/Giese, BB 2021, 579, 583 [in diesem Heft], die die Auswirkungen der 10. GWB-Novelle

auf die Unternehmenspraxis beleuchten).

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Unzulässigkeit der vollkommen an-

lasslosen Vorratsdatenspeicherung

1. Art. 15 Abs. 1 der Richtlinie 2002/58/EG des

Europäischen Parlaments und des Rates vom 12.

Juli 2002 über die Verarbeitung personenbezo-

gener Daten und den Schutz der Privatsphäre in

der elektronischen Kommunikation (Daten-

schutzrichtlinie für elektronische Kommunikati-

on) in der durch die Richtlinie 2009/136/EG des

Europäischen Parlaments und des Rates vom 25.

November 2009 geänderten Fassung ist im Licht

der Art. 7, 8 und 11 sowie von Art. 52 Abs. 1 der

Charta der Grundrechte der Europäischen Union

dahin auszulegen, dass er einer nationalen Re-

gelung entgegensteht, die es Behörden zur Ver-

hütung, Ermittlung, Feststellung und Verfolgung

von Straftaten ermöglicht, Zugang zu einem

Satz von Verkehrs- oder Standortdaten zu erlan-

gen, die geeignet sind, Informationen über die

von einem Nutzer eines elektronischen Kommu-

nikationsmittels getätigten Kommunikationen

oder über den Standort der von ihm verwende-

ten Endgeräte zu liefern und genaue Schlüsse

auf sein Privatleben zuzulassen, ohne dass sich

dieser Zugang auf Verfahren zur Bekämpfung

schwerer Kriminalität oder zur Verhütung erns-

ter Bedrohungen der öffentlichen Sicherheit be-

schränken würde; dies gilt unabhängig davon,

für welchen Zeitraum der Zugang zu den betref-

fenden Daten begehrt wird und welche Menge

oder Art von Daten für einen solchen Zeitraum

verfügbar ist.

2. Art. 15 Abs. 1 der Richtlinie 2002/58 in der

durch die Richtlinie 2009/136 geänderten Fas-

sung ist im Licht der Art. 7, 8 und 11 sowie von

Art. 52 Abs. 1 der Charta der Grundrechte dahin

auszulegen, dass er einer nationalen Regelung

entgegensteht, wonach die Staatsanwaltschaft,

deren Aufgabe darin besteht, das strafrechtliche

Ermittlungsverfahren zu leiten und gegebenen-

falls in einem späteren Verfahren die öffentliche

Klage zu vertreten, dafür zuständig ist, einer Be-

hörde für strafrechtliche Ermittlungen Zugang

zu Verkehrs- und Standortdaten zu gewähren.

EuGH, Urteil vom 2.3.2021 – C-746/18
(Tenor)
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EuGH: Entfall der Zuständigkeit der natio-

nalen Wettbewerbsbehörden – Anwendbar-

keit des Grundsatzes ne bis in idem auf

wettbewerbsrechtliche Zuwiderhandlungen

1. Art. 11 Abs. 6 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1/

2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur

Durchführung der in den [Art. 101 und 102

AEUV] niedergelegtenWettbewerbsregeln ist da-

hin auszulegen, dass die Zuständigkeit der Wett-

bewerbsbehörden der Mitgliedstaaten für die

Anwendung der Art. 101 und 102 AEUV entfällt,

wenn die Kommission ein Verfahren einleitet, um

eine Entscheidung zu erlassen,mit der eine Zuwi-

derhandlung gegen diese Bestimmungen festge-

stellt wird, soweit dieser formelle Rechtsakt die-

selben von dem- oder denselben Unternehmen

auf dem- oder denselben Produktmärkten und

dem- oder denselben geografischen Märkten in

dem- oder denselben Zeiträumen begangenen

mutmaßlichen Zuwiderhandlungen gegen die

Art. 101 und 102 AEUV betrifft wie diejenigen,

die von dem oder den Verfahren, die zuvor von

den Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten

eingeleitet worden sind, erfasst sind.

2. Der Grundsatz ne bis in idem, wie er in Art. 50

der Charta der Grundrechte der Europäischen

Union verankert ist, ist dahin auszulegen, dass er

auf wettbewerbsrechtliche Zuwiderhandlungen

wie den Missbrauch einer beherrschenden Stel-

lung nach Art. 102 AEUV anwendbar ist und es

verbietet, dass ein Unternehmen wegen eines

wettbewerbswidrigen Verhaltens, in Bezug auf

das es mit einer früheren, nicht mehr anfechtba-

ren Entscheidung mit einer Sanktion belegt oder

für nicht verantwortlich erklärt wurde, erneut

verurteilt oder verfolgt wird. Dieser Grundsatz

gilt hingegen nicht, wenn ein Unternehmen we-

gen Zuwiderhandlungen gegen Art. 102 AEUV,

die unterschiedliche Produktmärkte oder geo-

grafische Märkte betreffen, selbständig und un-

abhängig von der Wettbewerbsbehörde eines

Mitgliedstaats und der Europäischen Kommis-

sion verfolgt oder mit Sanktionen belegt wird

oder wenn die Wettbewerbsbehörde eines Mit-

gliedstaats nach Art. 11 Abs. 6 Satz 1 der Verord-

nung Nr. 1/2003 ihre Zuständigkeit verliert.

EuGH, Urteil vom 25.2.2021 – C-857/19
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-577-2
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BGH: Keine generelle Pflicht des Lagerhal-

ters zur Prüfung der von Dritten eingela-

gerten Waren auf Markenrechtsverletzun-

gen – Davidoff Hot Water IV

a) Eine Person, die für einen Dritten marken-

rechtsverletzende Waren lagert, ohne Kenntnis

von der Markenrechtsverletzung zu haben, be-

sitzt diese Waren nicht zum Zweck des Anbie-

tens oder Inverkehrbringens im Sinne der Art. 9

Abs. 2 Buchst. b GMV und Art. 9 Abs. 3 Buchst. b

UMV, wenn sie selbst nicht diese Zwecke ver-

folgt (im Anschluss an EuGH, GRUR 2020, 637 –

Coty Germany/Amazon Services Europe u. a.).

b) Der Anspruch auf Besichtigung gemäß § 19a

Abs. 1 MarkenG umfasst als Minus die Pflicht zur

Mitteilung von Eigenschaften (etwa Herstel-

lungsnummern) der Ware, deren Besichtigung

zu gestatten ist.

BGH, Urteil vom 21.1.2021 – I ZR 20/17
(Amtliche Leitsätze)
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